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Fraktion im Landtag Brandenburg



Potsdam, 1. Juli 2010

18. Sitzung des Landtages

TOP: Aktuelle Stunde: Die Auswirkungen des unsozialen Sparpaketes der Bundesregierung auf Brandenburg

Redebeitrag: Birgit Wöllert

(Es gilt das gesprochene Wort)

Herr Präsident!

Meine Damen und Herren!

Ich möchte mit einer guten Nachricht beginnen: Es gab 2009 wieder mehr Millionäre als 2008, der Anstieg war in Deutschland mit 23% mehr Millionärshaushalten weltweit am höchsten. 

Weltweit ist das Privatvermögen 2009 wieder auf Vorkrisenniveau angewachsen, Europa ist dabei die reichste Region der Erde. 

Entnommen habe ich diese guten Nachrichten der Berliner Morgenpost vom 22. Juni und auch die Zeit Online verbreitete schon einen Tag davor diese freudige Nachricht, dass die 2008 ärmer gewordenen Reichen  nun endlich wieder ihren Anteil am gesamten Privatvermögen der Welt von 36% auf 38% erhöhen konnten. Diese Reichen stellen weniger als1% der Bevölkerung dar. Das sieht in Deutschland natürlich etwas besser aus. Denn bei uns verfügen wenigstens 10% der Reichsten nur über 60% des Gesamtvermögens.

Eine Ursache dafür, dass die Reichen so gut durch die Krise kamen wird  in der Schuldenaufnahme der Länder gesehen. Unterstützung der großen Banken, Konjunkturprogramme, Eurorettung haben ihre Wirkung nicht verfehlt, wie uns die Entwicklung des Reichtums belegt.

Nachdem es nun Reichen wieder besser geht, müssen wir aber nun endlich anfangen zu sparen, denn wir leben ja mit unserem Schuldenberg auf Kosten künftiger Generationen.

Deshalb brauchen wir Sparpakete. Sparen ist natürlich nicht wörtlich gemeint, sondern meint Ausgabenkürzungen, damit bei der Aufnahme neuer Schulden gespart werden kann.

Der politische Kurs der schwarz-gelben Koalition heißt, freundlich ausgedrückt: Entlastet die Wohlhabenden, dann geht es auch den Armen besser. 

Das liebe Kolleginnen und Kollegen hat leider in der Praxis so nicht funktioniert. Seit 2000, so die aktuelle DIW Studie, wird auch der Anteil der Armen in der Bevölkerung immer größer und die Mittelschicht verliert. Eine Ursache für die zunehmende Polarisierung sehen die Verfasser der Studie in der Entwicklung auf dem  Arbeitsmarkt. Wenn die Zahl der Beschäftigten sinke, erhöhe sich die Anzahl der Menschen mit niedrigen Einkommen.

Schaut man sich das so genannte Sparpaket an, ist es aber genau diese Bevölkerungsgruppe, die wieder zur Kasse gebeten wird. Das wiederum trifft Brandenburg ganz besonders, denn der Anteil von Menschen im Niedriglohnbereich beträgt bei uns 40%. Dazu hat nicht zuletzt auch ein Wirtschaftsminister der CDU beigetragen, der Niedriglöhne jahrelang als Standortvorteil anpries.

Auch der Anteil der Menschen, die einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II haben, ist nach wie vor hoch.

Schaut man sich die Maßnahmen der Bundesregierung an werden genau die Bevorteilten der Schuldenerhöhung fast gänzlich vom Schuldenabbau ausgenommen.

29,5 Mrd. des 80 Mrd. Sparpaketes will die Bundesregierung bei Erwerbslosen eintreiben. Da von „sozialer Ausgewogenheit“ zu reden, ist nur noch unverfroren. Ich kann nur wenige Beispiele anführen.

Streichung des Rentenbeitrages für Grundsicherungsbezieher

Für Menschen, die Grundsicherung für Arbeitsuchende (Hartz IV) erhalten, werden derzeit noch 40 Euro in die Rentenkasse eingezahlt. Mit diesem Beitrag erwirbt man nach einem Jahr Hartz IV einen monatlichen Rentenanspruch von 2,09 Euro. Was soll's, mag mancher meinen. Wer länger mit Minilöhnen oder Hartz IV auskommen muss, wird auch im Alter von Grundsicherung leben müssen. Da laufen 2 Euro und 9 cent Rentenanspruch ohnehin ins Leere. Das klingt zynisch, ist aber eine zutreffende Beschreibung für die Folgen einer unsozialen Politik. Es ist aber im Grunde nur der Endpunkt von Beitragskürzungen. Für Arbeitslosenhilfebezieher hatte der Rentenbeitrag 1996 noch bei durchschnittlich 236 Euro gelegen. Damit ist auch eine Rente herausgekommen. Mit Hartz IV wurde der Beitrag auf nur noch 78 Euro festgelegt und unter der großen Koalition schon halbiert auf 40 Euro. Nun also die komplette Streichung.

Man darf in diesem Zusammenhang aber vor allem eines nicht übersehen: In der Rentenkasse werden Einnahmen von 1,8 Mrd. Euro fehlen. Daraus erwachsen für die Zukunft höhere Beitrage für die Beitragszahler und niedrigere Rentenanpassungen für Rentner. Wenn mehr Menschen im Alter im System Grundsicherung sind und wenn sie in höherem Maße von Grundsicherung statt von Rente leben müssen, dann ist das eine Lastenverschiebung auf die künftigen Generationen von Steuerzahlern. Genau die künftigen Generationen die Sie, meine Damen und Herren von CDU und FDP, immer scheinheilig zu schützen vorgeben, wenn Sie Sozialabbau rechtfertigen möchten. 

Streichung des Zuschlages beim Übergang von Arbeitslosengeld in ALG II

Während man beim Rentenbeitrag noch sagen könnte: Für die unmittelbar Betroffenen ändert sich im Ergebnis wenig - sie erhalten an Stelle der beitragsfinanzierten Rente die steuerfinanzierte Grundsicherung – trifft es einer anderen Stelle die Erwerbslosen ganz direkt. Ich rede von der Streichung des Zuschusses beim Übergang von Arbeitslosengeld in ALG II. Dieser Zuschlag ist die letzte Abfederung, damit Betroffene nicht von einen Tag auf den anderen von einem halbwegs auskömmlichen Arbeitslosengeld in Hartz IV abstürzen. Dieser Zuschlag wird derzeit noch für bis zu zwei Jahren bezahlt, wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen. Für eine vierköpfige Familie (Eltern, 2 Kinder) kann sich das bisher über den Zeitraum von 2 Jahren auf bis 7.920 Euro summieren. Der Zuschlag soll ersatzlos gestrichen werden. Das ist Familienpolitik und Familienförderung unter schwarz-gelb!

Streichung des Elterngeldes

Geradezu entlarvend ist die Streichung des Elterngeldes für SGB II Bezieherinnen. Waren Geringverdiener und Leistungsempfängerinnen schon bei Einführung des Elterngeldes deutlich im Nachteil, weil sie statt der vorigen 2 Jahre, nun nur noch maximal 14 Monate bzw, im Leistungsbezug 12 Monate 300€ erhielten, sollen die Bezieherinnen nach SGB II nun nichts mehr bekommen mit der Begründung auch das Kindergeld würde schließlich auf die Grundsicherung angerechnet. 

Nachdem die Armutsforschung festgestellt hat, das Armut krank macht und das Leben verkürzt, gibt schwarz – gelb das politische Signal, wer arm ist, soll sich keiner Kinder mehr leisten. 

 Ein fatales Ergebnis, völlig kontraproduktiv und auf lange Sicht gerechnet teuer, angesichts der demografischen Entwicklung. Die Abwrackprämie als Konjunkturmotor für die Automobilindustrie wurde genehmigt, da hatten nicht nur die Arbeitnehmer, sondern auch Unternehmer und Vorstände was davon. 

Kommen  wir zur Streichung einer weiteren sozialen Wohltat, wie wohl schwarz-gelb meint, den Heizkostenzuschuss. 26526 Haushalte erhielten am 31.12.2008 in Brandenburg Wohngeld, davon 4795 Haushalt mit Kindern. 

Umwandlung von Pflichtleistungen in Ermessensleistungen

Es klingt im schwarz-gelben Neusprech so schön harmlos: „Neujustierung“ von Sozialgesetzen, die „Umwandlung“ von Pflichtleistungen in Ermessensleistungen und „Effizienzverbesserungen“ bei der Arbeitsmarktvermittlung. Was sich dahinter verbirgt, ist der knallharte und zynische Abbau von Leistungen und Rechten bei denen, die ohnehin wenig haben. Mit der Umwandlung von Pflichtleistungen in Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsförderung wird ganz konkret eine Kürzung von 5 Mrd. Euro jährlich vorgegeben. Das werden die Betroffenen merken und das wird sie in ihren Chancen auf Arbeit und gesellschaftliche Teilhabe weiter einschränken. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, 

· hier wird nichts „neu justiert“ oder „effizienter“ gemacht, hier wird knallhart von unten nach oben umverteilt

· hier wird nichts für die Interessen künftiger Generationen getan, hier werden Lasten in die Zukunft verschoben, um Steuergeschenke an die Reichen finanzieren zu können.
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